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TODESSTRAFE ABSCHAFFEN! 
 
Ihre Exzellenz, 
 
Informationen von Amnesty International zufolge wurden im Verlauf des letzten Gaza-Konflikts 
vermehrt Personen hingerichtet, die im Verdacht sta nden Informationen an Israel 
weitergegeben zu haben . Die Opfer wurden nach Gerichtsverhandlungen zum Tode verurteilt, 
die im Schnellverfahren abgewickelt wurden und nich t den international anerkannten 
Standards entsprachen . 
 
Auch in den vergangenen Jahren wurden unter der Regierung der Hamas wiederholt Todesurteile 
wegen "Kollaboration mit dem Feind" verhängt und umgesetzt, zum Teil auch gegen Minderjährige. 
Viele der Angeklagten waren zudem unter Folter zu e inem Geständnis gezwungen worden. 
Gemäß der UN Anti-Folterkonvention dürfen Geständnisse, die unter Folter vorgebracht w urden 
in einem Verfahren nicht als Beweismittel eingebrac ht werden . 
 
Amnesty International erkennt das Recht und die Pflicht von Regierungen an, Personen, die einer 
Straftat verdächtigt werden, vor Gericht zu stellen. Amnesty International wendet sich aber 
ungeachtet der Schwere eines Verbrechens vorbehaltl os gegen die Todesstrafe , da sie zwei 
grundlegende Menschenrechte verletzt: das Recht auf Leben und das Recht, nicht der Folter oder 
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen zu werden. 
Amnesty International betrachtet die Todesstrafe als die grausamste, unmenschlichste und 
erniedrigendste aller Strafen. 
 
Ich fordere Sie daher auf: 
 

• alle bereits verhängten Todesurteile in Gaza nicht zu vollstrecken . Sorgen Sie dafür, 
dass sie in mildere Strafen umgewandelt werden und verhängen Sie ein Moratorium für 
Exekutionen. 

• zu gewährleisten, dass alle Gerichtsverfahren den international anerkannte n Standards 
entsprechen . 

• umgehend eine gründliche, unparteiische und unabhängige Untersuchung der Vorwürfe  
einzuleiten, denen zufolge viele Personen, die der "Kollaboration" beschuldigt werden, unter 
Folter zu einem "Geständnis" gezwungen  worden sein sollen. Stellen Sie etwaige 
Verantwortliche in einem Verfahren vor Gericht, das den internationalen Standards entspricht. 
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